


Internationales 
Kauf-, Liefer- und 

Vertriebsrecht
von

Dr. Martin Rothermel
München

2., aktualisierte und erweiterte Auflage 2021

Fachmedien Recht und Wirtschaft | dfv Mediengruppe | Frankfurt am
Main



 

 

Alle im Buch verwendeten Begriffe verstehen sich geschlechterneutral.
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf eine geschlechtsspezifische
Differenzierung verzichtet – entsprechende Begriffe gelten im Sinne der
Gleichbehandlung grundsätzlich ür alle Geschlechter. Die verkürzte
Sprachform hat lediglich redaktionelle Gründe und beinhaltet keine
Wertung.

 

 

 

Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der
Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im
Internet über hp://dnb.d-nb.de abruar.

ISBN: 978-3-8005-1743-5

© 2021 Deutscher Fachverlag GmbH, Fachmedien Recht und Wirtscha,
Frankfurt am Main



www.ruw.de

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt.
Jede Verwertung außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes
ist ohne Zustimmung des Verlages unzulässig und straar. Das gilt
insbesondere ür Vervielältigungen, Bearbeitungen, Übersetzungen,
Mikroverfilmungen und die Einspeicherung und Verarbeitung in
elektronischen Systemen.

Satzkonvertierung: Lichtsatz Michael Glaese GmbH, 69502 Hemsbach

Druck und Verarbeitung: WIRmachenDRUCK GmbH, Mühlbachstraße 7,
71522 Backnang



Vorwort

Dieses Buch richtet sich auch in seiner zweiten, überarbeiteten und
erweiterten Auflage an Praktiker, Justiziare, Anwälte und auch Studenten,
die erstmalig oder immer wieder mit internationalen Kauf-, Liefer- und
Vertriebsverträgen befasst sind. Ausgangspunkt ist eine ganz einfache
praktische Frage: „Wie weit ist es möglich und sinnvoll, trockenen Fußes
den deutschen Standardvertrag ür internationale Geschäe einzusetzen,
wo regnet es hinein, welche Alternativen bieten sich, was kann man tun?“
Der zusammenfassende erste Teil kommt daür – bis auf die neue
praktische Rechtsvergleichstabelle – nun ganz ohne §§ aus. Man findet
dort klare Antworten auf praktische Fragen.

Es wird dabei im ersten Teil versucht, in der EU konkret und praktisch
weiterzuhelfen und ür Länder außerhalb der EU (noch mehr als bisher)
Anhaltspunkte zur Orientierung zu liefern. Zudem sollen Vor- und
Nachteile der Vertragsgestaltung nach deutschem Recht, UN-Kaufrecht,
Schweizer Recht und Common Law noch stärker ausgeleuchtet werden als
in der ersten Auflage.

Der zweite Teil ist juristisch und detailliert. Daür werden zunächst die
wesentlichen Rechtsquellen sortiert, übersichtlich dargestellt und in ihrer
Relevanz ür deutsche Unternehmer oder Juristen bewertet. Daran
schließen sich zielgerichtete inhaltliche Ausührungen zur folgenden
Überlegung an: „Welches Recht gilt, welches Gericht entscheidet und wie
kann oder soll man das beeinflussen?“. Diese sollen dem Leser
ermöglichen, seine trockene Route durch das Bermudadreieck von
Rechtswahl, Gerichtsstandswahl und Erüllungsortvereinbarung zu finden
und Ansätze ür die Vertragsgestaltung zu identifizieren.

Das internationale Vertriebsrecht (Handelsvertreter, Vertragshändler,
Franchise) in über 60 Ländern wird im Hinblick auf die Rechts- und



Gerichtsstandswahl sowie zwingende internationale Bestimmungen und
nationale Regelungen dargestellt; daraus ergeben sich Möglichkeiten und
Erfordernisse ür die Einflussnahme durch den Vertrag.

Ausührungen zu Eigentumsvorhalt, Konsignationslagern und
Sicherungsübereignung in über 75 Ländern, zu den Incoterms®2020, zum
internationalen Gewerblichen Rechtsschutz sowie dem
Vertriebskartellrecht in der EU und 15 weiteren Ländern und dem
internationalen Schiedsverfahrensrecht mit einer tabellarischen
Darstellung von 12 Schiedsordnungen runden die ematik ab.

Insgesamt werden somit die typischen Fragen besprochen, die dem Autor
in Seminaren und Vorlesungen sowie bei der Beratung im internationalen
Kauf-, Liefer- und Vertriebsrecht immer wieder gestellt werden.

Da das Buch versucht, das Recht in vielen Ländern darzustellen, zeigt es
ein Standbild einer sich ständig bewegenden Materie. Die herangezogenen
ellen aktualisieren sich teilweise monatlich und gehen vielfach auf von
Anwälten in anderen Ländern ausgeüllten Q&A Formulare zurück

München im Januar 2021.
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jurisPK-BGB Juris Kommentar

JZ Juristenzeitung

Kap. Kapitel

LG Landgericht

Lit. Literatur

lit. Buchstabe

max. maximal

m.w.N. mit weiteren Nachweisen

MarkenG Markengesetz

MDR Monatsschri ür deutsches Recht

MMR MultiMedia und Recht

mögl. möglich

möglw. möglicherweise



MünchKomm Münchener Kommentar

NA nicht anwendbar

n.F. neue Fassung

NGO Nichtgouvernementale Organisation

NJOZ Neue Juristische Online-Zeitschri

NJW Neue Juristische Wochenschri

NJW-RR Neue Juristische Wochenschri –
Rechtsprechungsreport

Nr. Nummer

NZV Neue Zeitschri ür Verkehrsrecht

OHG Offene Handelsgesellscha

OLG Oberlandesgericht

OR Obligationenrecht

PatG Patentgesetz

PJZ Polizeiliche und Justizielle Zusammenarbeit in
Strafsachen

RabelsZ Rabels Zeitschri ür ausländisches und internationales
Privatrecht

Rspr. Rechtsprechung

RIW Recht der internationalen Wirtscha



Rn. Randnummer

S. Seite

s.o. siehe oben

s.u. siehe unten

SchiedsVZ Zeitschri ür Schiedsverfahren

SGA Sale of Goods Act

SJZ Schweizerische Juristen-Zeitung

st. Rspr. ständige Rechtsprechung

teilw. teilweise

TransportR Transportrecht

u.a. und anderes, unter anderem

u.U. unter Umständen

UCC Uniform Commercial Code

UK United Kingdom

UN United Nations

UNCC United Nations Choice of Court Convention

UNCITRAL Kommission der Vereinten Nationen ür internationales
Handelsrecht (engl. United Nations Commission on
International Trade Law, UNCITRAL; frz. Commission
des Nations unies pour le droit commercial
international)



UNECE United Nations Economic Comission for Europe

UNIDROIT Institut international pour l’unification du droit privé
bzw. International Institute for the Unification of Private
Law; Internationale Organisation mit dem Ziel der
Förderung der internationalen Vereinheitlichung des
Zivilrechts

UNÜ UN-Übereinkommen über die Anerkennung und
Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche vom
10.6.1958 oder „New Yorker Übereinkommen“ oder „New
York Convention“ oder „United Nations Convention on
the Recognition and Enforcement of Foreign Arbitral
Awards“

UrhG Urheberrechtsgesetz

USA United States of America

USD US Dollar

usw. und so weiter

vllt. vielleicht

v.a. vor allem

VerlG Verlagsgesetz

VO Verordnung

Vorb. Vorbemerkung

WIPO World Intellectual Property Organisation

WiRO Wirtscha und Recht in Osteruopa



WM Wertpapiermieilungen

WTO World Trade Organisation

z.B. zum Beispiel

z.T. zum Teil

ZAP Zeitschri ür die Anwaltspraxis

ZEuP Zeitschri ür europäisches Privatrecht

ZEuS Zeitschri ür europarechtliche Studien

ZGS Zeitschri ür das gesamte Schuldrecht

Zi. Ziffer

ZIP Zeitschri ür Wirtschasrecht

zit. zitiert

ZPO Zivilprozessordnung

ZustDG EG-Zustellungsdurchührungsgesetz

ZVertriebsR Zeitschri ür Vertriebsrecht

ZVglRWiss Zeitschri ür vergleichende Rechtswissenscha

zw. zwischen


